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Nach Veröffentlichung der letzten 
†-Ausgabe (Nr. 66 vom Februar/
März 2006) erhielt die †-Redak-
tion Post von Heinz Keiling, dessen 
Sohn Thomas die Firma „Keiling elec-
tronic“ im Haus Schwarzenbergstr. 50 
betreibt. Er monierte insbesondere ein 
Foto in der † 66 von dem Gebäude, 
auf dem zugleich das Dach mit Mobil-
funkantenne und die Firmenaufschrift 
auf der Hauswand zu sehen war, und 
forderte eine Richtigstellung. Denn die 
Firma „Keiling electronic“ habe mit 
der Antenne nichts zu tun. Die †-
Redaktion lehnte dies ab.

Monate später kam ein neues Schrei-
ben, diesmal von einer Rechtsanwalts-
kanzlei, die die Vertretung von Tho-
mas Keiling als Firmeninhaber über-
nommen hatte. Darin wurde die Ho-
mepage der GAL beanstandet, auf der 
auch alle †-Artikel veröffentlicht 
sind, und gefordert, das strittige Foto 
innerhalb von drei Tagen von der In-
ternetseite zu entfernen.

Begründung: Da das Haus Schwar-
zenbergstraße 50 nicht Eigentum der 
Firma „Keiling electronic“ sei, habe das 
†-Foto und die kritische Berichter-
stattung „einen rechtswidrigen Eingriff 
in den Gewerbebereich unseres Man-
danten“ verübt, somit dessen Schutzbe-
reich verletzt. Und weiter: Es sei „of-
fensichtlich (...), dass potentielle Kun-
den, die – wie Sie – gegen die Errich-
tung von Mobilfunkmasten im Stadtge-
biet eingestellt sind, abgeschreckt wer-

den und wegbleiben. Der Umsatzrück-
gang ist bereits signifikant.“ Abschlie-
ßend wurde noch mit gerichtlichen 
Maßnahmen gedroht und die Zahlung 
einer Rechtsanwaltsgebühr in Höhe 
von 555 Euro verlangt. Selbstverständ-
lich ist die † dem Keilingschen Ver-
langen nicht nachgekommen.

„Signifikante 
Umsatzrückgänge“
Denn die Argumentation der Familie 
Keiling ist mehr als spitzfindig. In der 
Tat hat die auf dem Bild in der † 66 
abgebildete Unterhaltungselektronik-
firma Keiling insoweit nichts mit der 
Mobilfunkantenne zu tun, als sie nicht 
Eigentümerin des betreffenden Grund-
stücks ist. Diese Behauptung wurde 
in der † auch nie aufgestellt. Nach 
unseren Recherchen und dem aktuel-
len Grundbuchauszug ist das Anwesen 
im Eigentum von Agnes Keiling – sie 
ist die Ehefrau des ehemaligen Firmen-
chefs Heinz Keiling und Mutter des jet-
zigen Firmenchefs Thomas Keiling.

Interessant ist immerhin, dass die 
Firma Keiling selbst von „signifikanten 
Umsatzrückgängen“ spricht, die sie of-
fenbar eindeutig auf die Mobilfunkan-
lage zurückführt. Die Familie Keiling 
sollte sich deshalb eher fragen, ob die 
Vermietung ihres Daches an einen Mo-
bilfunkanbieter diese Geschäftsschädi-
gung wert war. Aber vielleicht rech-
net es sich ja auch finanziell. Über ih-

Rund vier Monate nach Inbetriebnahme einer neuen Mobilfunk-
station auf dem Anwesen Schwarzenbergstraße 50 scheinen sich 
die Fronten zwischen dem Hauseigentümer und seinen besorg-
ten NachbarInnen weiter zu verhärten. Während die AnwohnerIn-
nen verstärkt über die typischen Symptome wie Bluthochdruck, 
Schlaflosigkeit und Übelkeit klagen und davon sprechen, dass die 
Strahlungsleistung der Anlage zur Nutzung der UMTS-Technolo-
gie kontinuierlich hochgefahren worden sei, versucht die Familie 
Keiling mögliche Gesundheitsgefahren zu verharmlosen und eine 
weitere Berichterstattung in der † rechtlich zu verhindern.

re Mieteinnahmen hat sich die Familie 
Keiling in der Öffentlichkeit bisher aus-
geschwiegen.

„Angst machende 
Propaganda“
In Flugblättern und einem Leserbrief 
wehrt sich Keiling sen. jedoch vehe-
ment gegen die in seinen Augen „Angst 
machende Propaganda“ seiner Nach-
barInnen, der MobilfunkgegnerInnen 
im allgemeinen und der „grünen Be-
werberin um den Bürgermeisterpos-
ten“ (gemeint ist Ursula Sowa) im be-
sonderen. Den Mobilfunk vergleicht er 
mit der Einführung der Eisenbahn im 
19. Jahrhundert. Auch damals hätten 
Ärzte vor der „rasenden“ Geschwindig-
keit der ersten Lokomotiven von rund 
40 Stundenkilometern gewarnt. „Doch 
mit der Zeit verschwand das Misstrau-
en gegenüber der Geschwindigkeit, 
und die Passagiere genossen das Rei-
sen“, heißt es in dem Flugblatt, das mit 
dem Satz endet: „Die Angst vor dem 
Mobilfunk ist die Eisenbahnkrankheit 
des 21. Jahrhunderts.“

NachbarInnen 
fordern Netzplan
Die NachbarInnen und Mobilfunk-
SkeptikerInnen fühlen sich dagegen 
eher wie David gegen Goliath. „Die 
Dinge beim Namen zu nennen, gilt 
schon als Propaganda“, sagt Mecht-
hild Westiner, die Sprecherin der mit-
tlerweile 20 Mobilfunk-Initiativen in 
Bamberg-Stadt und -Land. Gegenüber 
den Bürgergruppen verfügten doch die 
Mobilfunkanbieter über ein Vielfaches 
an Propaganda- und Werbemöglich-
keiten, kritisiert sie.

Der Dachverband der Bamberger 
Mobilfunkinitiativen fordert weiter ei-
nen Netzplan wenigstens für das Stadt-

gebiet, in dem die Mobilfunkanbieter 
verpflichtet werden, ihre inzwischen 
über 40 Sendeanlagen so abzustim-
men, dass die geringstmögliche Strah-
lungsbelastung entsteht.

Weil sich aber die Betreiber ei-
ner Mitarbeit an einem Netzplan ver-
weigern, und die Stadt keine rechtli-
che Handhabe hat, eine Netzplanung 
durchzusetzen, bleibt dies vorerst 
Wunschdenken. 

Zuhause im 
Strahlungskegel
Kein Trost für die AnwohnerInnen 
entlang der Schwarzenberg-, Nürnber-
ger- und Strickerstraße. Einige zogen 
die Konsequenzen und kündigten ihre 
Mietwohnungen. Andere aber haben 
ihre vier Wände erst vor wenigen Jah-
ren gekauft und viele tausend Euro in 
ihr Zuhause investiert. Wie eine Frau, 
die in ihrer im direkten Strahlungske-
gel der Anlage gelegenen Wohnung in-
zwischen eine Belastung von über 3000 
Mikrowatt pro Quadratmeter misst. 
Seither klagt ihr Sohn auffallend häu-
fig über Nasenbluten.

Das Argument der Mobilfunkindus-
trie, viele Sendeanlagen mit geringerer 
Leistung seien weniger gesundheitsge-
fährdend als wenige Antennen, von de-
nen aber jede stärker strahlt, hält Ini-
tiative-Sprecherin Westiner für eine 
Milchmädchenrechnung. Elektromag-
netische Leistungen könne man nicht 
einfach addieren. Es komme vielmehr 
auf die Reflexionssituation vor Ort an. 
Und da gebe es oftmals einen verdich-
teten Wellensalat, der die Belastung um 
ein Vielfaches erhöhe. Der Vergleich 
Mobilfunk – Eisenbahn ist für Westi-
ner absurd: „Die biologische Wirkung 
von elektromagnetischen Strahlen auf 
menschliche Zellen ist eindeutig nach-
gewiesen.“

Der Streit um die Mobilfunkanlage in der Schwarzenbergstraße spitzt sich wei-
ter zu.                                                                                                 Foto: Herbert Mackert

Bald Mobilfunkmast im Bruderwald?
Jüngste Gerüchte besagen, dass demnächst ein neuer Mobilfunksendemast 
im Bruderwald errichtet wird. Entsprechende Informationen waren aus den 
Reihen der Staatsforstverwaltung zu vernehmen, außerdem sind immer wie-
der vor Ort Messwagen eines Mobilfunkanbieters zu sehen. Und auch das 
städtische Umweltamt bestätigte, dass die Firma, die schon auf der BRK-Zen-
trale am Paradiesweg eine Sendeanlage aufstellen wollte, weiterhin auf der 
Suche nach einem Ersatzstandort in der Nähe ist.
Der Mietvertrag mit dem BRK war bereits unterschrieben, aber die Stadt ver-
weigerte der über 10 Meter hohen Anlage damals die Bauenehmigung. Die 
Sache ging auf Betreiben der Mobilfunkfirma vor Gericht. Schließlich bekam 
aber die Stadt Recht – es wurde nicht gebaut. Nicht zuletzt heftige BürgerIn-
nenproteste, Unterschriftensammlungen und Transparente machten rund um 
den Paradiesweg Stimmung gegen den Standort in unmittelbarer Nähe zu 
Wohnsiedlungen, Klinikum, Philippus-Kindergarten und Altenheim an der Lo-
benhofferstraße.
Doch nun scheint ein neuer Standort zu drohen, der besagte Einrichtungen 
nicht weniger belasten würde. Der Bayerische Staat will offenbar den Staats-
forst Bruderwald für einen Mast zur Verfügung stellen. Besonders heikel ist 
dabei, dass der Bruderwald seit neuestem auch die Heimat eines Waldkin-
dergartens ist – selbstverständlich mit Zustimmung der Forstverwaltung. Ein 
Bauantrag für den Waldkindergarten-Bauwagen wurde kürzlich bei der Stadt 
Bamberg eingereicht.

Mobilfunk – „die Eisenbahnkrankheit 
des 21. Jahrhunderts“?
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Legende Nummer 1: 
Lauer hat die Schulden 
der Stadt halbiert.

Herbert Lauer hat angeblich 
den Schuldenstand der Stadt 
Bamberg von 75 Millionen auf 
37 Millionen nahezu halbiert. 
An dieser Legende hat Lauer in 
den vergangenen Jahren selbst 
kräftig mitgestrickt. Sie ist trotz-
dem falsch. Die „Entschuldung“ 
ist nichts anderes als ein Haus-
haltstrick: 1999 wurde ein be-
sonders schuldenintensiver Teil 
der Stadtverwaltung, der gesam-
te Baubetrieb inkl. Abwasser-
system (Kanal und Kläranlage), 
ausgegliedert: jetzt Entsorgungs- 
und Baubetrieb (EBB). Auf die-
se Weise „verschwanden“ von 
einem Tag auf den anderen 35 
Mio. Euro Schulden – aber lei-
der nur buchungstechnisch. Sie 
tauchen jetzt nicht mehr im städ-
tischen Haushalt auf, sondern 
im Wirtschaftsplan des Eigenbe-
triebs – so einfach, so wirksam 
für die Legendenbildung.

Betrachtet man die Schulden 
der Stadt und des EBB zusam-
men, ergibt sich folgendes Bild: 
Ende 2005 hat der Stadthaus-
halt rund 37 Mio. Euro Schul-
den, der EBB gut 80 Mio. Zu-

sammen also über 117 Mio. 
Verglichen mit dem ersten Jahr 
der Ära Lauer sind das also 42 
Mio. Euro mehr Schulden – ei-
ne Zunahme von fast 60%.

Legende Nummer 2:  
Lauer hat die 
Personalkosten 
erheblich gesenkt.

In Lauers Amtszeit – so Bürger-
meister Hipelius in seiner Lau-
datio anlässlich der Verabschie-
dung Lauers – seien auch die 
Personalkosten erheblich gesun-
ken. Ihr Anteil am Gesamthaus-
halt habe sich von „gut 36 % auf 
knapp 29 %, also um fast 7 %“ 
verringert. Wie Hipelius zu die-
sen Zahlen kommt, ist schleier-
haft. Im Haushaltsplan für 2005 
ist nämlich ein Personalkosten-
anteil von 35,1% ausgewiesen, 
also nur unwesentlich weniger 
als am Beginn von Lauers Amts-
zeit. Aber auch hier macht Hipe-
lius zusätzlich den gleichen Feh-
ler wie bei den Schulden: er ver-
gleicht Äpfel mit Birnen. Will 
man zu einem realistischen Bild 
kommen, dann darf man nicht 
nur den Kameralhaushalt der 
Stadt betrachten, sondern muss 
auch die inzwischen ausgeglie-

derten „Töchter“ des Konzerns 
Stadt (also: Klinikum, Alten-
heime, EBB) im Blick behal-
ten. Dann stehen (umgerech-
net) rund 125 Mio. Euro Perso-
nalkosten zu Beginn von Lauers 
Amtszeit rund 145 Mio. Euro 
heute gegenüber. Bezogen auf 
die Gesamtausgaben sind das: 
48 Prozent vor 12 Jahren und 
50 Prozent heute. Also: Von ei-
ner spürbaren Senkung der Per-
sonalausgaben kann keine Re-
de sein. Im Gegenteil. Übrigens: 
Die GAL findet das keineswegs 
schlimm. Denn: Gutes Personal 
darf auch etwas kosten.

Legende Nummer 3: 
Lauer hat in Bamberg 
Solardächer gebaut.

„Auf mehreren Schulen wurden 
Solaranlagen installiert“, sagte 
Bürgermeister Hipelius in seiner 
Laudatio. Das ist schon richtig – 
aber was hat das mit Oberbür-
germeister Lauer zu tun? Nichts. 
Denn die Solaranlagen auf der 
Fachoberschule, dem E.T.A.-
Hoffmann-Gymnasium und der 
Gaustadter Grundschule sind: 
Bürgersolardächer. Wenn da-
für jemand zu loben ist, dann 
sind es der Bund Naturschutz 
und GAL-Stadtrat Peter Gack, 
von denen die Initiative für die-
se Anlagen ausgegangen ist und 
die auch tatkräftig daran mitge-
werkelt haben. Von der Stadt-
verwaltung gab es dafür keine 
Unterstützung (sieht man ein-
mal davon ab, dass sie „großzü-
gig“ die Dächer für die Installati-
on zur Verfügung gestellt hat…) 
und keinen Cent.

Legenden um Lauer
Wenn er sich gegen eine aus seiner Sicht falsche Be-
hauptung wehren wollte, dann griff der ehemalige 
Oberbürgermeister Herbert Lauer gern zu der Formu-
lierung: „Um einer Legendenbildung vorzubeugen …“ 
Nach seiner Verabschiedung steht zu befürchten, dass 
Lauer selbst bald zum Gegenstand solcher Legenden 
wird. Er wird deshalb sicher nichts dagegen haben, 
wenn die † ihm diesmal die Aufgabe abnimmt, ei-
ner Legendenbildung vorzubeugen.

Der deutsche Basketballmeister 
2005 GHP Bamberg sonnt sich 
zu Recht im Erfolg und genießt 
eine ungebrochen hohe Popu-
larität bei Fans in ganz Fran-
ken. Andere Sportvereine in der 
Stadt klagen dagegen über im-
mer schlechtere Trainings- und 
Spielbedingungen.

Während die Stadt 745.000 
Euro für rund 740 zusätzliche 
Parkplätze an der Basketballa-
rena locker macht, bleiben Fuß-

ballplätze in der Sportstadt mo-
natelang gesperrt – etwa jener 
im Gaustadter Sportzentrum.

Das in den siebziger Jahren als 
Bonbon zur Eingemeindung der 
ehemals selbstständigen Indus-
triegemeinde in Zweitliga-Aus-
maßen errichtete Stadion teilen 
sich die beiden Fußballvereine 
ASV und DJK Gaustadt. Doch 
der einzige Rasenplatz war in 
der Saison 2005/2006 fast sechs 
Monate lang wegen Unbespiel-

„Die Situation ist blamabel“
Fußball im Schatten der Bamberger Basketball-Euphorie

barkeit gesperrt – von Mitte No-
vember bis Anfang Mai. „Die 
Situation ist blamabel“, klagt 
ASV-Vorstand Dietfried Fösel, 
„so lange mussten wir noch nie 
auf den Kunstrasenplatz auswei-
chen.“ Gegnerische Mannschaf-
ten wurden laut Fösel gar miss-
trauisch und verdächtigten den 
ASV, dass man absichtlich die 
ganze Saison auf dem Ersatzplatz 
trainierte, um dann bei den Spie-
len einen zusätzlichen Heimvor-

Die zwei Gaustadter Vereine ASV und DJK nutzen gemeinsam das in den siebziger 
Jahren gebaute Sportzentrum in Gaustadt. Dieses hat zwar eine riesige Dimension, 
aber nur einen Rasenplatz, der zudem jedes Jahr stets monatelang wegen Unbe-
spielbarkeit gesperrt ist.

Während für den Spitzensport Basketball in Bamberg Hunderttausende von Euros 
locker gemacht werden, fehlen für die 16 Fußballrasenplätze der Stadt offenbar 
ein paar Hundert Euro für die Pflege.

Fotos: Herbert Mackert

teil zu haben. Denn die auswär-
tigen Gegner sind von Zuhause 
in der Regel nur intakte Rasen-
plätze gewöhnt und müssen sich 
beim Spielen erst auf den Hart-
platz einstellen.

Die beste Lösung wäre nach 
Fösels Ansicht ein dritter Platz 
in Gaustadt. Dankbar wäre man 
aber schon, wenn wenigstens der 
Hauptrasen annähernd ganzjäh-
rig bespielbar wäre. Eine Inves-
tition, die Fösel nicht gegen die 

ebenfalls hochnotwendige Re-
novierung des Stadions des Bay-
ernliga-Aufsteigers FC Eintracht 
Bamberg aufrechnen will. Teile 
der Tribüne der 80 Jahre alten 
Hauptkampfbahn mussten we-
gen Einsturzgefahr bekanntlich 
ebenfalls gesperrt werden.

Fösel: „Der Bamberger Fuß-
ball braucht insgesamt mehr 
Aufmerksamkeit – vom Rathaus 
und auch von Sponsoren.“

Legende Nummer 4:  
Lauer hat die 
Verwaltungsreform 
umgesetzt.
Bürgermeister Hipelius lobte: 
„Ein Organisationsgutachten 
(das sogenannte BSL-Gutach-
ten) aus dem Jahre 1994 brach-
te zahlreiche Empfehlungen, 
die im Laufe der letzten 12 Jah-
re zu einem großen Teil umge-
setzt werden konnten.“ Die lan-
ge Liste, die Hipelius dann he-
runterbetete, enthält Selbstver-
ständlichkeiten wie die Durch-
führung von Bürgerversamm-
lungen (die sich auch unter Lau-
er entgegen ursprünglicher Ver-
sprechungen nicht über den ge-
setzlich vorgeschriebenen jähr-
lichen Turnus hinauswagten) 
oder die Internet-Präsenz der 
Stadt Bamberg sowie schlich-
te Baumaßnahmen (Aufzug im 
Rathaus!), die mit einer „Ver-
waltungsreform“ rein gar nichts 
zu tun haben. Auch nach den 
anderen von Hipelius genann-
ten Punkten wird man im BSL-
Gutachten vergebens suchen. 
Allenfalls die Einrichtung der 

Infothek und das städtische Ge-
bäudemanagement beruhen auf 
Empfehlungen des Gutachtens. 
Wozu also das ganze Tamtam? 
Um abzulenken von der Tatsa-
che, dass eine Verwaltungsre-
form, die diese Bezeichnung ver-
dienen würde, in Bamberg nach 
wie vor aussteht und die hiesige 
Stadtverwaltung meilenweit hin-
ter dem herhinkt, was anderswo 
mittlerweile Standard ist: echte 
Budgetierung, regelmäßiges Be-
richtswesen, neues kommuna-
les Finanzmanagement – all das 
sind in Bamberg nach wie vor 
Fremdwörter.

Legende Nummer 5:  
Lauer hat den 
Ausbau der 
Tagungsinfrastruktur 
vorangebracht.

Klar. Stimmt schon: Das neue 
Hotel an der Konzert- und Kon-
gresshalle ist gebaut, die Ta-
gungs- und Ausstellungsräu-
me im Ziegelbau sind in Be-
trieb. Aber: um welchen Preis 
– das wird lieber verschwiegen. 
Der Name „Warmuth“ und das 

skandalöse Versagen der Rat-
haus-Juristen mit Lauer an der 
Spitze sind – natürlich! – kein 
Thema für eine Laudatio …

Ziemlich peinlich mutet auch 
der stetige Versuch an, auf pri-
vaten Initiativen und Investitio-
nen beruhende Entwicklungen 
dem Konto Lauers gutzuschrei-
ben. So wird auch ein Highlight 
wie der Bamberger Skulpturen-
weg plötzlich Lauers Verdienst, 
obwohl die Initiative dafür doch 
vom Künstlerhaus Concordia 
ausgegangen ist und mit großem 
bürgerschaftlichem Engagement 
umgesetzt wurde. Das alles erin-
nert an jene Art von Geschichts-
schreibung, in der einem Herr-
scher das Verdienst für alles zu-
geschrieben wird, was unter sei-
ner Ägide sich an Positivem er-
eignet hat. Für demokratisch or-
ganisierte Gemeinwesen sollte 
allerdings gelten: Ehre, wem Eh-
re gebührt. Mit fremden Federn 
geschmückt zu werden, das hat 
Lauer, den wir eigentlich eher 
als bescheidenen und unpräten-
tiösen Menschen kennen gelernt 
haben, wirklich nicht nötig.

Die Entwicklung der Stadtschulen unter OB Lauer. Die EBB-Schulden gehen größtenteils auf die Ka-
nalsanierung zurück. Die in der Ära Lauer erreichte Schuldenreduzierung bei den rein städtischen 
Schulden von 52 auf 37 Mio Euro macht nicht die Hälfte, sondern „nur“ 19% aus.
Quelle: Jahresberichte des Rechnungsprüfungsamtes, Jahresergebnis 2005, Wirtschaftsbericht EBB
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Dass Bamberg am 12. März 
2006 „rot“ gewählt hat, erfuhr 
man gewissermaßen als Nach-
trag erst nach der Wahl. Gewor-
ben hatte der Kandidat Andreas 
Starke bei allen öffentlichen Auf-
tritten und in allen Wahlkampf-
informationen mit seinem clever 
organisierten bürgerlich-über-
parteilichen Bündnis aus SPD, 
FDP, Bamberger Realisten und 
Freien Wählern. Und als alter 
„Sozi“ präsentierte sich der selb-
ständige Rechtsanwalt schon gar 
nicht. Vielmehr trat er als der 
smarte, aber durchsetzungskräf-
tige und klar berechnende Ma-
nager-Typ auf, der für das oft 
als verstaubt geltende Rathaus 
einen modernen Führungsstil 
versprach. Gespannt sein darf 
man also darauf, inwieweit die-
ses im Wahlkampf aufgebaute 
Image auch der politischen Re-
alität standhält. 

Die von Starke bei Presse-In-
terviews propagierte neue „Di-
alogbereitschaft“ manifestiert 
sich nach Beobachtung der 
GAL-StadträtInnen in einer Ge-
sprächsführung bei Stadtratsde-
batten, die weniger rigide, dafür 
offener und sachlicher ist als zu-

vor. Auch die Einführung einer 
Bürgersprechstunde, die vor-
gesehene Verlegung der Stadt-
ratssitzungen auf 16 Uhr (bis-
her 14/14.30 Uhr), um mehr 
BürgerInnen eine Teilnahme 
zu ermöglichen, und die geplan-
te „Aktuelle Stunde“ vor jeder 
Vollsitzung gehen in Richtung 
von mehr Bürgerbeteiligung, 
wie sie von der GAL seit langem 
angemahnt wurde. Doch auf ei-
nen echten Prüfstand kommt 
Starkes postulierte Offenheit 
erst wenn es ums Eingemach-
te geht – etwa bei der von der 
GAL schon mehrfach thema-
tisierten Frage, wie künftig mit 
den Aufsichtsratssitzungen und 
-entscheidungen der städtischen 
GmbHs und Stiftungen umge-
gangen wird. Dürfen BürgerIn-
nen und Medien künftig an sol-
chen Sitzungen teilnehmen und 
die Entscheidungsprozesse ver-
folgen, oder bleiben sie weiter-
hin außen vor, ohne zu erfah-
ren, warum die von ihnen ge-
wählten MandatstragerInnen 
wie entscheiden?

Weitere Knackpunkte aus 
Sicht der GAL sind die künf-
tigen Ausgaben für den Bau-

unterhalt und die Ausstattung 
der Schulen, insbesondere auch 
die Klassenzahl an den städti-
schen Schulen. Interessant wird 
die Zusammenarbeit mit dem 
Landkreis, die sich Starke eben-
falls schon im Wahlkampf auf 
die Fahnen geschrieben hat. 
Schafft er es, die Politik aus ein-
gefahrenem Konkurrenzgeba-
ren herauszuführen und regi-
onales Denken zu verankern? 
Welche Akzente setzt der Sozi-
aldemokrat Starke in der Sozial-
politik, stemmt er die selbst pos-
tulierte „Ausbildungsoffensive“, 
wie wird mit Hartz-IV-Empfän-
gerInnen umgegangen, werden 
im Klinikum auch weiterhin Ge-

winne eingefah-
ren und gleich-
zeitig Stellen ab-
gebaut? Und 
wie soll die in 
die Sackgasse ge-
ratene Verkehrs-
politik wieder in 
Gang kommen?

Die GAL hat 
zu all diesen The-
men eine kla-
re Position, von 
der aus sie dem 
neuen Oberbür-
germeister eine 
sachliche Zusam-
menarbeit anbie-
tet. Der GAL 
wird es in erster 
Linie um politi-
sche Inhalte und 
nicht um partei-
taktische Spiele-
reien gehen. Je-
der Vorschlag 
Starkes ist sorg-
sam zu prüfen, 
ob er den Zielen 
der GAL – zu-
mindest teilweise 
– entspricht oder 
nicht. Die sechs 
grün-alternati-
ven Stimmen im 

Stadtrat wollen redlich verdient 
sein – durch inhaltlich überzeu-
gende Konzepte. Für rechtzeiti-
ge und vertrauensvolle Gesprä-
che, wie dies im Einzelfall ausse-
hen kann, ist die GAL offen.

Doch wo Andreas Starke sei-
ne Mehrheiten tatsächlich sucht, 
wird sich zeigen. Denn die Rech-
nung ist einfach: Zusammen mit 
der CSU-Fraktion (18 Sitze) und 
seinen eigenen SPD-StadträtIn-
nen (9) würde Starke über eine 
zumindest rechnerisch „beque-
me“ Mehrheit in dem 44-köpfi-
gen Gremium verfügen. Wollte 
er hingegen Mehrheiten anders-
wo im Stadtrat suchen, müsste 
er so unterschiedliche Gruppie-

innerhalb von zwei Monaten 
unter Dach und Fach brachte, 
und damit demonstrieren konn-
te, wie eine schleppend arbeiten-
de Verwaltung in Schwung zu 
bringen ist.

Überhaupt war es Starke ers-
te Amtshandlung – sogar schon 
vor Amtsantritt –, der Verwal-
tung seinen Stempel aufzudrü-
cken: Mit der Installation ei-
nes Bürgermeisteramtes an sei-
nem ersten Arbeitstag siedelte er 
das Beteiligungscontrolling für 
sämtliche städtischen Betriebe, 
GmbHs und Stiftungen direkt 
bei sich an und gestaltete nach 
eigenen Worten ein „zentrales 
und effizientes Steuerungsinst-
rument für den Konzern Stadt“ 
– sicher ein kluger Schachzug, 
um nach allen Seiten straffe Zü-
gel zu demonstrieren.

Bis zur nächsten Stadtrats-
wahl bleibt es in jedem Fall 
spannend und eine genaue Be-
obachtung des politischen Trei-
bens lohnt sich allemal. Daran, 
wie ein Oberbürgermeister ohne 
eigene Mehrheit mit wertvollen 
Vorschlägen von Stadtratsfrak-
tionen umgeht, die er in der Re-
gel nicht als Mehrheitsbeschaf-
fer nutzen kann, wird sich zei-
gen, ob die neue Konstellation 
an der Spitze der Stadt Chancen 
bietet oder doch nur politische 
Bremswirkung bis zur nächsten 
Kommunalwahl entfaltet.

Bunte Rechenspiele im Stadtrat?
Bamberg hat einen „roten“ Oberbürgermeister! Der 
Ausgang der OB-Wahl im März hört sich revolutio-
när für das schwarz-konservative Bamberg an. Doch 
kommt es wirklich zu politischen Umwälzungen? Wird 
nun alles anders? Findet GAL-Politik nun unter ande-
ren Vorzeichen statt? Erste Eindrücke nach zwei Mona-
ten Amtszeit und eine Standortbestimmung der GAL.

Die auf elf Standorte verteilte Stadtverwaltung 
wollte OB-Kandidat Starke im Wahlkampf noch 
in einem Technischen Rathaus im Sparkassen-
gebäude am Schönleinsplatz konzentrieren – es 
war eine seiner Hauptforderungen. Von diesem 
Vorhaben war in der programmatischen An-
trittsrede von Oberbürgermeister Starke aller-
dings nichts mehr zu hören. Amt und Würden 
führen wohl auch zu mehr Realitätssinn. Ein 
solches Großprojekt wäre nicht finanzierbar. 

Foto: Erich Weiß

Platz 3: Musikschule –
9.000 DM pro Tipp
Nach Ansicht der †-Redakti-
on auf Platz 3 kommt ein Gut-
achten, das im Herbst 2001 in 
Auftrag gegeben wurde, um den 
Zuschussbedarf der städtischen 
Musikschule langfristig zu sen-
ken. Der war nämlich von 1993 
bis 2000 um ein gutes Drittel ge-
stiegen (von jährlich 0,75 Mio 
DM auf 1,04 Mio DM). Auf 
140 Seiten analysierte die Fir-
ma KGSt consult daraufhin, wo 
die Musikschule ihre Einnah-
men noch verbessern, bzw. die 
Ausgaben reduzieren könnte. 
Und sie kam auf insgesamt vier 
(!) Tipps: Gebührenerhöhung, 
reduzierte Geschwisterermäßi-

gung, ein neuer Zuschlag für Er-
wachsene, und das Bilden größe-
rer Unterrichtsgruppen. Die Er-
arbeitung dieser „bahnbrechen-
den Ideen“ kostete die Stadt ex-
akt 37.352 DM.

Platz 2: Konzert-
hallenhotel – „An-
bahnungsgespräche“ 
mit Altbekannten
So richtig effektiv war auch die 
Beauftragung von Prof. Dr. 
Walchshöfer im März 2002. 
Wir erinnern uns: Der Hotel-
neubau bei der Konzerthalle 
und die Sanierung des Kaliko-
Ziegelbaus kamen nicht so recht 
voran. Deshalb schloss man ei-
nen Beratervertrag mit einem 

gewissen Prof. Dr. Walchshö-
fer, damit dieser die Stadt bei 
der „Vermarktung des Hotel-
standorts“ unterstützte sowie 
„Anbahnungsgespräche und 
weitere Verhandlungen“ durch-
führte. Die Stadtverwaltung leg-
te dem Stadtrat zwar keinerlei 
Referenzen des Professors vor, 
hielt ihn aber dennoch aus nicht 
näher erläuterten Gründen für 
hervorragend kompetent. Er be-
kam also den Auftrag – für ein 
Honorar von 15.000 Euro.

Keine vier Monate später prä-
sentierte Walchshöfer tatsäch-
lich drei ernsthafte Bewerber für 
das Hotel. Doch mit zwei der 
drei Firmengruppen hatte die 
Stadt schon verhandelt, bevor 
der Berater auf den Plan getre-
ten war. Und tatsächlich bekam 
dann die bereits seit einiger Zeit 
mit Bamberg in Verhandlung 
stehende Firma Kommunalpro-
jekt Leipzig den Zuschlag für 
den Hotelneubau, und die Rolle 
des Hotelbetreibers übernahm 
Welcome Hotels, altbekannt 
vom Hotel Residenzschloss auf 

der gegenüberliegenden Fluss-
seite. Der Walchshöfer-Coup 
hat unserer Meinung nach Platz 
2 verdient.

Platz 1: Volkspark – 
Stiftung ja, aber 
nicht so
Die Idee, aus dem maroden 
Volkspark am Stadion eine 
Sportstiftung zu machen, traute 
sich die Verwaltung nicht alleine 
umzusetzen. Weshalb man sich 
im Juli 2004 die Erlaubnis vom 
Stadtrat holte, die Firma Regio-
nalKonzept GmbH mit der Aus-
arbeitung eines „Finanzierung-, 
Bebauungs- und Marketingkon-
zepts“ zu beauftragen. Im Okto-
ber 2005 lag das gewünschte Pa-
pier vor. Doch inzwischen hatte 
es sich die Stadtverwaltung an-
ders überlegt: Man wollte das 
mit der Stiftung doch in Eigenre-
gie machen und auch anders ge-
stalten. Das in Auftrag gegebene 
Konzept für 24.000 Euro lande-
te deshalb im Papierkorb – und 
damit auf Platz 1 unserer Hitlis-
te der nutzlosen Gutachten.

Hitliste der nutzlosen Gutachten
Kommunen beauftragen ja gerne mal externe Gutachter, 
wenn sie nicht mehr so recht weiter wissen. Oft ist das 
gut, denn Sachverstand von außen kann neue Perspekti-
ven öffnen. Hin und wieder aber kann man die Gutachten 
auch in der Pfeife rauchen, weil der Erkenntnisgewinn 
gleich Null ist oder man sie gar nicht gebraucht hätte. 
Hier eine kleine Hitliste der nutzlosen Gutachten aus den 
Amtsjahren von Alt-OB Herbert Lauer.

n e i g e d
Peinlicher Parkplatz-Poker
Die CSU Bamberg ist auf dem besten Weg, das Synonym 
für politische Peinlichkeit zu werden – mit ihrem Parkplatz-
Poker am Forum lieferte sie ihr Meisterstück.
Da stellte der neue Oberbürgermeister Starke – gewisser-
maßen als seinen ersten großen Wurf – einen Verwaltungs-
vorschlag als Lösung für die Parkplatz-Frage vor: Er wollte 
insgesamt 742 Parkplätze bauen, dafür sollten die Forum-
Betreiber 50.000 Euro jährlich und 1800 Euro pro Großveran-
staltung zahlen. Vollbrüstig trat die CSU-Stadtratsfraktion, 
allen voran Heribert Trunk, dagegen auf: Das sei umwelt- 
und verkehrspolitisch falsch, finanziell nicht machbar und 
es gebe außerdem einen anderslautenden städtebaulichen 
Vertrag mit den Forum-Betreibern – die CSU übernahm kur-
zerhand die sachlichen Argumente der GAL-StadträtInnen, 
die ihren Ohren nicht trauten.
Freilich war der eigentliche Hintergrund jedem klar: Man 
wollte den Oberbürgermeister öffentlich auflaufen lassen. 
Doch der Schuss ging nach hinten los. Blamiert stand die 
CSU da, denn zuvor waren es gerade immer die CSUlerInnen 
gewesen, die möglichst viele Parkplätze gefordert hatten. 
Peinlich, peinlich!
Doch noch nicht peinlich genug! Die CSU kann Peinlich-
keiten offenfar jederzeit steigern. Nach ein paar Wochen 
stellte die CSU einen eigenen Antrag – und nun dürfen Sie 
mal raten wie der lautete: Die CSU will 740 Parkplätze, dafür 
sollen die Forum-Betreiber 50.000 Euro jährlich und 1800 
Euro pro Großveranstaltung zahlen. Ja, ja, richtig gelesen – es 
handelt sich um exakt den gleichen Vorschlag, den schon 
Starkes vorlegte. Ach nein, nicht ganz, die CSU will 2 Park-
plätze weniger – wahrscheinlich aus verkehrs- und haus-
haltspolitischen Gründen … oder weil’s so schön peinlich ist.

rungen wie die GAL, „Die Bam-
berger“ und die Fraktion aus 
Freien Wählern, Bamberger Re-
alisten und Liberalen Bürgern 
unter einen Hut bekommen – 
zugegebenermaßen nicht gera-
de eine verlockende Aussicht. 
Zumal Starke mit der Variante 
„Schwarz-Rot“ als langjähriger 
SPD-Fraktionsvorsitzender ja 
bereits sattsam Erfahrung sam-
meln konnte.

So stimmte er denn auch sei-
ne erste Verwaltungsvorlage 
zum heiß diskutierten Bau der 
Forum-Parkplätze ausschließ-
lich mit dem damals neu ge-
wählten Fraktionsvorsitzenden 
der CSU, Dr. Wilhelm Heller, 
ab. Sein Pech, dass Heller die-
se Abmachung in seiner inzwi-
schen offenbar heillos zerstritte-
nen Fraktion nicht durchsetzen 
konnte. Starke brachte dies die 
erste, auch noch öffentlichkeits-
wirksame Abstimmungsnieder-
lage als OB ein. Auch wenn 
die CSU dann wieder auf Star-
kes Linie umschwenkte, weil ihr 
Verhalten in der Öffentlichkeit 
als peinlich parteitaktisch wahr-
genommen wurde – die größte 
Fraktion im Bamberger Stadtrat 
bleibt ein ausgesprochen unsi-
cherer Kantonist für den Ober-
bürgermeister.

Erfolgreicher präsentieren 
konnte sich Starke da schon bei 
der Landesgartenschau, die er 
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Abfallwirtschaft: 
Note 2
Beginnen wir mit dem Positiven 
zuerst: Ein echter Erfolg, ja sei-
nerzeit gar eine Pionierleistung 
in Sachen Umweltschutz war 
das in den 90-er Jahren einge-
führte Abfallwirtschaftssystem 
„Tränn hald aa“. Die Abfallwirt-
schaftssatzung setzte fast voll-
ständig einen damaligen Antrag 
der GAL um. Die Mischung aus 
Holsystem (graue Tonne, Bio-
tonne, Gartenabfälle, Altpapier, 
gelber Sack) und Bringsystem 
(Altglas, Sondermüll) sowie der 
Bau eines eigenen Recyclingho-
fes führten zu einer deutlich ver-
besserten Trennquote und Ver-
wertung recycelbarer Stoffe. So 
konnte seit 1999 die Menge an 
gesammeltem Glas um 50% er-
höht werden, Papier wird heu-
te nahezu doppelt so viel gesam-
melt und Bioabfälle dreimal so 
viel kompostiert wie noch vor 
15 Jahren. Der Restmüll, der 
im Müllheizkraftwerk landete, 
wurde damit reduziert: von fast 
18.000 Tonnen im Jahr 1991 auf 
13.000 Tonnen im Jahr 2003.

Naturschutz: 
Note 2
Förderlich für den Naturschutz 
war sicherlich die Biotopkar-
tierung, die erstmals 1989 er-
stellt wurde. Zwei Jahre später 
beschloss der Stadtrat auf Vor-
schlag der GAL, den damali-
gen Stand (10 % der Stadtflä-
che waren Biotope) zu halten, 
bzw. auszubauen. Das ist gelun-
gen: Im Jahr 2003 machen Na-
turflächen 16,6 % der gesamten 
Stadtfläche aus. Zahlreiche Are-
ale wurden naturschutzrechtlich 
geschützt, ein stadtökologischer 
Lehrpfad wurde eingerichtet, 
Bamberg schloss sich dem Pro-
jekt „Sandachse“ an. Seit 1993 
gibt es aufgrund einer GAL-In-
titiative die Baumschutzverord-

nung, und mit den Parkpflege-
konzepten für den Hain und 
den Michelsberger Garten ging 
man erfolgreich neue Wege bei 
der Kooperation von Denkmal- 
und Naturschutz.

Energie: Note 4
1993 trat die Stadt Bamberg 
dem Klimabündnis bei und hat 
sich damit das Ziel gesetzt, den 
CO2-Ausstoß bis zum Jahr 2010 
zu halbieren. Doch die konkre-
ten Anstrengungen dazu las-
sen bis heute auf sich warten. 
Ein energiesparendes Gebäu-
demanagement für die städti-
schen   Liegenschaften hat zwar 
mittlerweile gute Grundlagenar-
beit geschaffen, der große Wurf 
in der energetischen Sanierung 
des städtischen Gebäudebestan-
des ist bisher allerdings noch 
nicht gelungen. Die (eigentlich 
innovativen) fifty-fifty-Projek-
te an Schulen (die den Schüler-
Innen und LehrerInnen An-
reiz und Belohnung fürs Ener-
giesparen bieten sollten) zogen 
sich ziemlich schleppend dahin 
und kamen kaum über das Be-
richtsstadium hinaus – nur we-
nige Maßnahmen wurden kon-
sequent umgesetzt. Nach einem 
GAL-Vorschlag ist Bamberg seit 
knapp zwei Jahren immerhin 
Mitglied in der Energieberatung 
Oberfranken, es bleibt zu hoffen 
dass die Stadt diese Kompetenz 
für die BambergerInnen hoffent-
lich bald auch ausgiebig abruft.

Die Stadtwerke entwickeln 
bei der Förderung der regene-
rativen Energien ausgesprochen 
wenig Energie. Nur 46 KundIn-
nen beziehen bei den Stadtwer-
ken über den Best-Natur-Tarif 
grünen Strom, obwohl es das 
Angebot bereits seit sechs Jahren 
gibt. Und investiert wird kaum 
in eigene Solar- oder Wind-
strom-Projekte. Vielmehr häng-
ten sich die Stadtwerke lediglich 
an eines der von GAL-Stadtrat 

Peter Gack initiierten Bürgerso-
lardächer an. Ihre Eigeninitiati-
ve beschränkt sich bis jetzt auf 
eine kleine Photovoltaikanlage 
beim Babenberger Ring.

Fernwärme: 
Note 5
Ähnliches gilt für Fernwärme: 
1996 gründeten die Stadtwer-
ke zusammen mit der Joseph-
Stiftung zwar die Fernwärme 
GmbH, die heute über 500 Ge-
bäude mit Wärme versorgt. 
Aber allein mit den jetzigen Ka-
pazitäten könnten es leicht dop-
pelt so viele sein, und ein weite-
rer Ausbau der Technologie wä-
re dringend angeraten (z.B. auf 
der ERBA-Halbinsel), um Bam-
bergs CO2-Ausstoß zu verrin-
gern. Bei viel mehr neuen Bau-
gebieten könnte man diese Tech-
niken nutzen, doch solche „Neu-
heiten“ verbreiten sich in Bam-
berg nur schleppend, auch wenn 
GAL-StadträtInnen im Stadtrat 
dies permanent anmahnen.

Ökologisches 
Bauen: Note 5
Bei Neubau- und Sanierungs-
maßnahmen städtischer Gebäu-
de wird noch immer viel zu we-
nig auf den Energieverbrauch 
geachtet. Die Sanierung des 
E.T.A.-Hoffmann-Theaters bei-
spielsweise beansprucht zwar äs-
thetisch hochwertige Architek-
tur, energetisch aber ist sie an-
tiquiert. Im Theaterbudget hat 
sich der Posten „Ständiger Un-
terhalt“, der zum größten Teil 
aus den Stromkosten besteht, im 
Vergleich zum alten unsanierten 
Gebäude vervierfacht. Und die 
Haushaltsstelle „Heizung und 
Reinigung“ ist heute doppelt 
so hoch wie vor der Sanierung. 
So wurde also zwar kurzfristig 
bei den Investitionskosten ge-
spart, langfristig aber ist ein hö-
herer Energieverbrauch die Fol-
ge, für den wir alle und die Um-
welt zahlen.

Auch die über Bebauungsplä-
ne möglichen politischen Vorga-
ben (Einrichtung von Blockheiz-
kraftwerken, Dächer-Südaus-
richtung, ökologische Bauwei-
se) werden vom Stadtrat nicht 
genutzt.

Ökologie wurde auch bei der 

Neuausweisung von Baugebie-
ten in den letzten 25 Jahren nicht 
besonders groß geschrieben. 
Dem Vorzeigeprojekt „Ökosied-
lung Cherbonhof“ folgte nicht 
mehr viel nach: Das experimen-
telle Wohngebiet am Ochsenan-
ger verwirklichte zwar noch teil-
weise ökologische Bauprinzipi-
en, aber der Vorgabe „autofrei“ 
trug man nur insofern Rech-
nung, als die Autos eben nicht 
direkt vor den Häusern, sondern 
außerhalb des Wohngebiets ab-
gestellt werden. Neue Baugebie-
te gab es beispielsweise an der 
Weide (jetzt Geschwister-Scholl-
Ring) auf alten Gärtnerflächen, 
auf dem Gelände der „Mayer-
schen Gärtnerei“, obwohl dieses 
wegen der Frischluftversorgung 
der Innenstadt besser nicht be-
baut worden wäre, und im Süd-
westen Bambergs (beim Baben-
berger Viertel), wo sich seit Jah-
ren der Flächenfraß mit neuen 
Wohn- und Gewerbegebieten 
ausbreitet. Demgegenüber wur-
de es versäumt, brach liegende 
Flächen und Baulücken wie et-
wa das Schäffler- und das Glas-
kontorgelände für neue Nutzun-
gen weiter zu entwickeln.

Verkehr: Note 5
Kaum besser sieht es in der Ver-
kehrspolitik aus: Das einzige, 
was hier in 25 Jahren in erkleck-
lichem Ausmaß produziert wur-
de, sind Gutachten: Billinger, 
Stucke, Kirchhoff, Bamberger 
Verkehrskonzept und aktuell 

der Verkehrsentwicklungsplan. 
Nur mit der Umsetzung der 
Maßnahmen hapert es gewaltig. 
Die Investitionen in verkehrs-
lenkende Maßnahmen, ÖP-
NV, Rad- und Fußgängerver-
kehr stehen in keinem Verhält-
nis zu dem, was für motorisier-
ten Individualverkehr ausgege-
ben wird: Kronacher Straße (ca. 
6 Mio Euro), Sanierung Berliner 
Ring (ca. 6 Mio Euro), Tiefga-
rage Georgendamm (ca. 10 Mio 
Euro) und Tiefgarage Konzert-
halle (ca. 5 Mio Euro) sind nur 
einige Beispiele.

Das Resultat einer solch halb-
herzigen Verkehrspolitik sind 
weiterhin große Verkehrsbelas-
tungen in manchen Straßen in-
klusive Lärm, Luftbelastung, 
Unfallgefahren und ganz zu 
schweigen von der geminderten 
Lebensqualität für alle, die hier 
wohnen, arbeiten, einkaufen 
oder sich aufhalten wollen.

Agenda 21: Note 4
Der Agenda-Prozess, 1996 von 
der Stadt eingeleitet, sollte Bür-
ger und Bürgerinnen an einer 
nachhaltigen Entwicklung der 
Stadt beteiligen. Heute ist außer 
dem regen Agenda-Forum Ver-
kehr nicht mehr viel davon üb-
rig geblieben – und dessen Vor-
schläge werden von Teilen der 
Verwaltung auch nicht gerade 
freudig aufgegriffen, sondern 
eher angenervt zur Kenntnis ge-
nommen. Aus dem Agenda-Fo-
rum Bauen und Wohnen ging 

immerhin der Stadtplanungsbei-
rat hervor, ein durchaus wert-
volles Gremium für die Stadt, 
jedoch eine Expertenrunde und 
mithin nicht gerade die optima-
le Umsetzung einer an Bürger-
beteiligung orientierten Loka-
len Agenda 21. Darüber hinaus 
versandeten alle anderen Agen-
da-Initiativen, weil sie von Poli-
tik und Verwaltung nicht ausrei-
chend ernst genommen wurden. 
Fazit: Frust statt Beteiligung.

Regionalpro-
dukte: Note 5
Nicht einmal ein Regionalver-
marktungskonzept für heimi-
sche Produkte anzustoßen, be-
wältigte die Stadt aus eigener 
Kraft, obwohl doch die Bamber-
ger Gärtner als wichtiger Faktor 
im Weltkulturerbe dringend ei-
ne solche Unterstützung brau-
chen könnten. Mehrere GAL-
Anträge in diese Richtung ver-
hallten ungehört im Stadtrat. 
Erst im vergangenen Jahr wur-
de die Regionaltheke für Le-
bensmittel aus der Region ins 
Leben gerufen, aber vom Land-
kreis – die Stadt schaffte es gera-
de mal, sich in letzter Minute an 
die Initiative dranzuhängen, um 
sich nicht völlig zu blamieren.

Es bleibt also noch viel zu 
tun, um den Notendurchschnitt 
zu bessern. Und die GAL ver-
spricht natürlich, auch weiterhin 
mit Nachhilfeanstößen dazu bei-
zutragen, auch wenn’s mühsam 
ist …

Umweltschutznoten für Bamberg:
Im Durchschnitt „ausreichend“

25 Jahre Umweltschutz feierte die Stadt Bamberg 
im vergangenen Jahr, denn 1980 wurde erstmals ein 
Sachgebiet Umweltschutz beim Ordnungsamt einge-
richtet. Seit 1989/90 gibt es sogar ein Umweltreferat 
und ein Umweltamt. Doch im Rückblick gilt es, abseits 
der Lobreden anlässlich offizieller Feierstunden, zu fra-
gen, was diese 25 Jahre für die Umwelt gebracht ha-
ben. Ein – nicht nur erfreuliches – Zwischenzeugnis

Glascontainer in der Holzgartenstraße Blockheizkraftwerk der Joseph-Stiftung bei der Mayerschen Gärtnerei                        Fotos: Erich Weiß

Jetzt hat das Klinikum Bamberg 
die Quittung bekommen. Dass 
man im Jahr 2002 beschloss, 
künftig nur noch einen Kurs 
pro Jahr an der Krankenpflege-
schule des Klinikums anzubie-
ten statt bis dato zwei pro Jahr, 
spart der Sozialstiftung weit we-
niger Geld als vor vier Jahren 
behauptet.

Grund ist das DRG-System 
(Abkürzung für Diagnosis Rela-
ted Groups, zu deutsch Diagno-
sebezogene Fallpauschalen), das 

Strafe für Ausbildungsbremse
Einsparungen bei der Krankenpflegeschule am Klinikum fallen weit geringer aus 
als erwartet

im Jahr 2003 in Deutschland 
eingeführt wurde. Nach die-
sem neuen Fallpauschalensys-
tem werden den Krankenhäu-
sern nicht nur operierte Blind-
därme, Knochenbrüche oder 
Kaiserschnitte bezahlt, sondern 
seit vergangenem Jahr auch 
Ausbildungsleistungen. Davor 
hatte GAL-Stadträtin Ulrike 
Heucken, die auch Mitglied im 
Stiftungsrat ist, schon 2002 ge-
warnt.

Und tatsächlich erhält das Kli-

nikum nun einen erklecklichen 
Betrag weniger, weil es nur ei-
nen Ausbildungskurs im Jahr 
durchführt. Dazu kommt na-
türlich noch, dass die 20 bis 25 
KrankenpflegeschülerInnen pro 
Kurs ja nicht untätig rumstehen, 
sondern im Krankenhaus kräf-
tig mitanpacken. Ihre Arbeits-
kraft zu ersetzen, belastet das 
Budget des Klinikums deshalb 
ebenso, und natürlich die festan-
gestellten KollegInnen, die noch 
mehr Arbeit leisten müssen.
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Mea  
maxima culpa!

te mehr von dieser Sorte!“ umgedeutet und der 
journalistische Hans Dampf mit einer weiteren re-
gelmäßigen Kolumne in der Wochenendbeilage 
belohnt…

Völlig undurchschaubar wird die Auswertung 
aber dann, wenn auf ihrer Basis plötzlich völlig 
neue Rubriken und Inhalte auftauchen. Ein drö-
ges Leser-Foto habe ich mir ebenso wenig ge-
wünscht wie die Häufung „sinnreicher“ Sprü-
che oder gar Top-/Flop-Hitparaden und ähnli-
che Platzfüller. Ebenso wenig hätte ich dafür plä-
diert, Artikel zu ein und demselben Sachverhalt in 
mehr oder minder langen Versionen auf der Ti-
telseite, im Lokalteil und womöglich auch noch 
im Wirtschaftsteil zu lesen.

Nie, ich betone: nie, sind die Reader-Scan-Teil-
nehmer gefragt worden, wie sie denn die journa-
listische Qualität der gelesenen Artikel beurtei-
len. Und was sie denn eventuell im alten bzw. im 
neuen FT vermissen, das werden sie erst nach Ab-
schluss der letzten Reader-Scan-Welle und nach 
der Umgestaltung des Blattes gefragt. 

Mir schwant deshalb: Ich bin vielleicht doch 
nicht schuld daran, dass der FT heute so aussieht, 
wie er eben aussieht. Könnte es sein, dass die Rea-
der-Scanner letztlich nur die probate Legitimati-
on für ohnehin geplante Veränderungen geliefert 
haben?

Gerd Rudel

Kennen Sie jemanden, dem der „neue“ FT ge-
fällt? Ich auch nicht. Und das bereitet mir allmäh-
lich schlaflose Nächte. Nicht etwa, weil ich ihn gut 
fände. Sondern weil es vielleicht meine Schuld ist, 
dass er so geworden ist, wie er eben jetzt ist.

Ich bekenne: Ich bin einer jener Teilnehmer, 
die beim ominösen „Reader Scan“ mitgemacht 
haben. Und die Ergebnisse dieser Untersuchung 
sind ja, wenn man dem Fränkischen Tag glauben 
darf, ursächlich für den „Relaunch“ des Blattes. 
Ich verstehe zwar nicht ganz, wie aus dem An-
streichen von bestimmten Textstellen geschlossen 
werden kann, dass man genau das auch lesen will. 
Ich interessiere mich nun mal z.B. für Kommunal-
politik. Und da quäle ich mich dann auch durch 
einen ganzseitigen Erguss des Herausgebers zur 
Lage der Bamberger Dinge – es könnte ja doch 
etwas Interessantes drinstehen. Aber der Wunsch 
auf solcherart Lektüre hält sich bei mir doch in 
engen Grenzen.

Noch weniger begreife ich, dass die Reader-
Scan-Auswerter in der Lage sind, aus dieser 
ausschließlich quantitativen Erhebung qualitati-
ve Schlüsse zu ziehen. Wenn ich die 143. Glos-
se des Chefreporters zur Brückenfrage pflichtbe-
wusst zur Kenntnis genommen habe (und allen-
falls mit „4-“ und einem „schlicht überflüssig“ be-
wertet hätte), dann wird dieser Leseakt von den 
flotten Scan-Auswertern offenbar zu einem „Bit-

Warum soll das Leben auf 
dem Land teurer werden, mag 
manch einer fragen. Wenn die 
Nachfrage nach Wohnraum ab-
nimmt, wird dieser doch billi-
ger!? Stimmt, aber die Kosten 
für Infrastrukturmaßnahmen 
steigen immens: Alle Gebühren, 
von Abwasser über Müll bis zur 
Straßenreinigung werden auf 
weniger Menschen umgelegt, 
also für jeden einzelnen teurer. 
Und nicht nur das. Im Raum 
Brandenburg beispielsweise 
muss die aufwändig sanierte 
und für viel mehr Menschen an-
gelegte Kanalisation regelmäßig 
zusätzlich gespült werden, weil 
sie sonst schlichtweg unterlastet 
ist und nicht mehr richtig funk-
tionieren kann – auch das ver-
ursacht Zusatzkosten. Zudem 

werden alltägliche Wege und 
Bedürfnisse teurer, wenn eine 
Versorgung vor Ort nicht mehr 
gewährleistet ist und man lan-
ge Strecken zum nächsten Le-
bensmittelladen oder Bäcker zur 
Schule, zur Apotheke oder zum 
Arzt zurücklegen muss.

Region Bamberg 
braucht Siedlungs-
management

Dass solche Szenarien nicht un-
wahrscheinlich sind, ist eigent-
lich bekannt. Die Bertelsmann-
Stiftung hat in ihrem „Wegwei-
ser Demografie“ die Bevölke-
rungsprognosen für alle (!) Ge-
meinden in der Bundesrepub-
lik mit mehr als 5.000 Einwoh-
nern durchgerechnet und ent-
sprechende Empfehlungen ins 
Internet gestellt. Auch wenn 
Stadt und Landkreis Bamberg 
eher zu den „Gewinnerregio-
nen“ gehören, die auf eine eini-
germaßen stabile Bevölkerungs-
entwicklung hoffen dürfen, sind 
doch die Herausforderungen 
auch hier nicht gering: Der An-
teil älterer Menschen steigt, die 
infrastrukturelle Versorgung 
muss ebenso angepasst werden 
wie die Siedlungsentwicklung. 
Gerade im letzten Punkt hat die 
Region einen großen Nachhol-
bedarf – das sieht man schon 
mit einem flüchtigen Blick in die 
Handlungsempfehlungen der 
Bertelsmann-Stiftung für die im 
Bamberger Raum vorherrschen-
den Siedlungstypen: eine inter-
kommunale Kooperation für 
das Flächen- und Siedlungsma-
nagement wird den Kommunen 
dringend ans Herz gelegt, diese 

Entwicklung soll in „regionaler 
Verantwortung“ gesteuert wer-
den. Zersiedelung ist zu vermei-
den, die Infrastruktur am abseh-
baren Bedarf zu orientieren. Das 
liest sich wie ein grünes Wahl-
programm – und ist leider in der 
Region Bamberg weitgehend 
uneingelöste Programmatik.

Interessant: Bereits in Klein-
städten wie Ebern oder Holl-
feld ist mit einem spürbaren Be-
völkerungsrückgang (7,3 bzw. 
4,7%) zu rechnen. Und selbst 
in einer typischen Speckgürtel-
gemeinde wie Strullendorf wird 
sich die Einwohnerzahl um fast 
5 Prozent reduzieren. Der Flä-
chennutzungsplan der Gemein-
de geht dagegen immer noch 
von einer Zunahme von rund 10 
Prozent aus. Das heißt: Die de-
mografische Entwicklung wird 
in den Rathäusern nach wie vor 
souverän ignoriert. 

Kein Flächenfraß 
auf der grünen 
Wiese mehr

Ein Blick in den Osten könnte 
den Verantwortlichen helfen: 
Dort nämlich ist heute schon zu 
sehen, was auch bei uns in 20 
bis 30 Jahren vielerorts Norma-
lität sein wird: zu wenige Men-
schen, um die vorhandenen In-
frastrukturen aufrecht zu erhal-
ten. Dort ist aber auch zu ler-
nen, dass man solche Entwick-
lungen nicht passiv wie das Ka-
ninchen vor der Schlange abwar-
ten muss. Zum Beispiel Ostthü-
ringen: Dort wird – trotz spür-
baren Bevölkerungsschwunds 
– mit vorbildlichen Projekten 
die schulische und medizinische 

Auf Weltreise zum Bäcker?
„Ein Leben auf dem Land wird sich in 20 Jahren kaum jemand mehr leisten kön-
nen.“ Mit diesen drastischen Worten fasste der Journalist Gerhard Matzig bei einer 
Tagung der Heinrich-Böll-Stiftung zusammen, wie sich die demografische Entwick-
lung auf unsere Städte und Regionen auswirken wird. Ob diese Prognose auch in 
den Amtsstuben der Rathäuser in und um Bamberg zur Kenntnis genommen wird, 
ist fraglich. Dort heißt es eher: „business as usual“ – sprich: neue Baugebiete aus-
weisen, koste es, was es wolle.

Links und Literatur
• „Wegweiser Demografie“ 
der Bertelsmann-Stiftung:
http://www.wegweiserdemo-
graphie.de
• Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung: Öffentli-
che Daseinsvorsorge und de-
mographischer Wandel. Er-
probung von Anpassungs- 
und Entwicklungsstrategien 
in Modellvorhaben der Raum-
ordnung, Berlin/Bonn 2005 – 
http://www.bbr.bund.de/ver-
oeffentlichungen/download/
oeff_daseinsvorsorge.pdf 
• Hasso Brühl/Claus-Peter 
Echter/Franciska Frölich von 
Bodelschwing/Gregor Jekel: 
Wohnen in der Innenstadt – 
eine Renaissance? Difu-Beiträ-
ge zur Stadtforschung 41, Ber-
lin 2005

Seit 1996 investiert die Stadt Bamberg in das viel zitierte „Jahrhundertprojekt Kanalsanierung“. Die 
gesamte Investitionssumme beträgt 500 Millionen DM und zusätzlich mehrere 100 Millionen DM 
Zinszahlungen für Kredite. Eine Maßnahme solcher Größe muss sich rentieren, d.h. es müssen genug 
Menschen das Kanalsystem auch nutzen und auslasten. Ein Siedlungsmanagement ist gefragt.

Foto: Erich Weiß

Im Zuge der Maxplatz-Sanie-
rung wurde auch die Fleisch-
straße rundum erneuert. Doch 
außer einem aufgefrischten Stra-
ßenbelag wird kaum jemand ei-
ne Veränderung bemerken. 
Denn die Stadt hat es versäumt, 
die Gelegenheit beim Schopf zu 
packen und die Verkehrsfüh-
rung neu zu regeln. Schon lan-
ge liegt im Stadtplanungsamt 
ein Konzept in der Schublade, 
die Karstadt-Tiefgarage nicht 
mehr über Kettenbrücke und 
Vorderen Graben zu erschlie-
ßen, sondern über den Heu-
markt. So könnte man Ketten-
brücke, Hauptwachstraße und 
damit den Eingangsbereich der 
Fußgängerzone verkehrsberuhi-
gen. Doch alles bleibt, wie’s ist 
und so wird es auch weiterhin 
zu belebten Geschäftszeiten die 
„beliebten“ Staus zur Karstadt-
Tiefgarage geben.

Und über einen breiteren 

Gehbereich vor Kupsch und 
Drogeriemarkt Müller konnten 
sich die FußgängerInnen nur 
vorübergehend freuen. Inzwi-

schen wurden auf dem Gehsteig 
vier neue Parkplätze markiert, 
so dass die FußgängerInnen in 
der Fleischstraße nach wie vor 
und ohne Not buchstäblich an 

die Wand gedrängt werden.
Gekostet haben die Stra-

ßenbaumaßnahmen übrigens 
94.000 Euro. Dieser Betrag soll 

gemäß der Straßenausbaubei-
tragssatzung auf die Anwohne-
rInnen umgelegt werden – da ist 
Ärger schon mal vorprogram-
miert …

Vorher Autos – nachher Autos

Die Fleischstraße nach der Sanierung                       Foto: Erich Weiß

l i g e s

Versorgung sichergestellt und 
auch die Grundversorgung im 
Handel und mit Dienstleistun-
gen vor Ort gewährleistet. Ein 
den neuen Bedürfnissen ange-
passter ÖPNV spielt in diesen 
Konzepten eine tragende Rolle.

Wie so oft sind die Bürger/in-
nen in ihrem Bewusstsein offen-

bar weiter als die politisch Ver-
antwortlichen. Denn das renom-
mierte „Deutsche Institut für 
Urbanistik“ (DIFU) hat jüngst 
einen Trend zurück in die Stadt 
festgestellt. In der Studie „Woh-
nen in der Innenstadt“ hat das 
DIFU einen umfangreichen Ka-
talog von Handlungsempfeh-

lungen vorgelegt, wie die Städte 
diesen Trend unterstützen und 
fördern könnten.

Ob jedoch die Bamberger 
Stadtspitze an diesen Erkennt-
nissen teilhaben wird, bleibt 
fraglich. Sie hat vor Jahren ih-
re Mitgliedschaft beim DIFU ge-
kündigt, um Geld zu sparen…
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dem sie das Subskriptionsange-
bot wahrnehmen und Original-
fotografien der Größe 50 x 60 
cm kaufen: Wer schon heute ei-
ne Aufnahme erwirbt, zahlt ei-
nen um 25 % reduzierten Preis 
und kann während der Ausstel-
lung seinen Abzug aus den 300 
Motiven wählen.

Das wird aller Voraussicht nach 
bald das alltägliche Los von 
Grundschulkindern sein. Denn 
von dem Beschluss des Bayeri-
schen Landtags, die Teilhaupt-
schulen aufzulösen, bleibt auch 
die Schulstadt Bamberg nicht 
verschont. Konkret wird in na-
her Zukunft die Teilhauptschule 
I der Luitpoldschule aufgelöst. 
Die dortigen Fünft- und Sechst-
klässler müssen in die Heidel-
steigschule umziehen, die zur 
reinen Hauptschule wird. Das 
führt jedoch dazu, dass die Hei-
delsteigschule keinen Platz mehr 
für Grundschulkinder hat – sie 

müssen künftig in die Luitpold-
schule marschieren, zum Teil 
auf gefährlichen Wegstrecken 
(siehe Foto).

Betroffen ist vom Stühlerü-
cken an Bambergs Schulen auch 
die Teilhauptschule I der Kuni-
gundenschule, die in die Erlö-
serschule umzieht. Außerdem 
wird es an der Wunderburg-
schule keine Hauptschulklassen 
mehr geben, sie ziehen in die 
Hugo-von-Trimberg-Schule um, 
wo es dann im Gegenzug keine 
Grundschulklassen mehr geben 
wird. Also auch hier: Weitere 
Wege für die Schulkinder.

Die ganze „Reform“ soll nach 
dem Willen der CSU-Staatsre-

gierung vor allem Kosten spa-
ren. Im ländlichen Bereich ist es 
auch tatsächlich so, dass Klas-
sen zusammengelegt und damit 
Personalkosten gespart werden 
können. (Dabei lässt die CSU 
schulpolitische und pädagogi-
sche Fragen freilich völlig außer 
acht.) Doch nicht einmal finan-
ziell ist die Auflösung der Teil-
hauptschulen in der Stadt Bam-
berg von Vorteil. Bei Luitpold- 
und Heidelsteigschule sowie bei 
Wunderburg- und Trimberg-
Schule wird der Freistaat Bay-
ern laut Staatlichem Schulamt 
keinen müden Euro sparen. Nur 
bei der Umorganisation von 
Kunigunden- und Erlöserschu-

Schulweg durch die  
Memmelsdorfer Unterführung?

Der gebaute Raum einer Stadt 
hält Informationen bereit. Wer 
der Straßenkreuzung im Gewer-
begebiet mit derselben Aufmerk-
samkeit wie dem Domplatz be-
gegnet, erfährt Dinge über seine 
Stadt, die dem entzückten Tou-
ristenblick auf pittoreske histo-
rische Gebäude verborgen blei-
ben. Der Bamberger Fotograf 
Gerhard Schlötzer will sich in ei-
nem, auf 2 Jahre angelegten Fo-

toprojekt den Stellen Bambergs 
besonders widmen, die häufig 
übersehen werden. Stellen, an 
denen das Leben vergangener 
Generationen Spuren hinterlas-
sen hat, die sich mit den Zutaten 
der Gegenwart mischen.

Schlötzers Fotos erzählen von 
der Stadt, ihrem heutigen Er-
scheinungsbild und den dar-
unter liegenden Strukturen der 
Vergangenheit, von der Nut-

zung des öffentlichen Raums 
durch die Menschen, die hier le-
ben, von Veränderungen und 
Umbruchsituationen, von Wi-
dersprüchen und Konflikten. 
Dinge, die durch den abstump-
fenden Alltagsblick kaum mehr 
wahrgenommen werden, hebt er 
aus der Banalität. In einer Aus-
stellung, die für 2008 geplant ist, 
will er die Öffentlichkeit für ih-
re unmittelbare Lebensumwelt 
sensibilisieren und sie zur Mit-
wirkung an deren Weiterent-
wicklung ermuntern. Mit seiner 
20 x 25 cm-Großformatkamera, 

gestern HEUTE morgen – Die Botschaften des öffentlichen Raums

Diesen Schulweg werden bald mehrere Kinder haben, wenn die 
Heidelsteigschule keine Grundschüler mehr beherbergt. 

Foto: Sylvia Schaible

Zwei Aufnahmen aus dem Fotoprojekt von Gerhard Schlötzer: Ecke Tocklergasse/Färbergasse im Gärtnerviertel und die Firma „Fliesen-Ecke“ an der Hallstadter Straße.

Über Risiken und Nebenwir-
kungen beschweren Sie sich 
bitte bei Ihren örtlichen Land-
tagsabgeordneten, die dem 
Beschluss zugestimmt haben:

Melanie Huml, Luitpoldstr. 55,  
96052 Bamberg, Telefon: 
0951 / 7001481, Telefax: 0951 / 
7001480, Email: mdl@melanie-
huml.de

Dr. Helmut Müller, Amalien-
str. 1 a, 96047 Bamberg, Email: 
dr.mueller@bnv-bamberg.de

Heinrich Rudrof, Marktplatz 
10, 96103 Hallstadt, Tel.: 0951 
/ 7 53 99, Fax: 0951 / 7 27 99, 
Email: mdl@heinrich-rudrof.de

Ein Fotoprojekt des Bamberger Fotografen Gerhard 
Schlötzer zeigt Ansichten des heutigen Stadtbilds, um 
es zum Gestern und Morgen in Beziehung zu setzen.

Weitere Informationen bei: 
Gerhard Schlötzer, Tel. 16744, 
gschl@gmx.de, oder: 
Kulturamt der Stadt Bamberg, 
Oliver Will, Tel. 87142, 
oliver.will@stadt.bamberg.de.

die auch kleinste Details wieder-
gibt, will er in einem Zeitraum 
von zwei Jahren 300 Aufnah-
men der Stadt machen.

Schlötzers Bilder sollen auch 
Zeitdokumente sein – ähnlich 
den Aufnahmen des Bamberger 
Fotografen Alois Erhardt aus 
der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts, ohne die viele Situa-
tionen, die sich seitdem grund-
legend verändert haben, im er-
innerungslosen Dunkel der Ge-
schichte verschwunden wären.

Um so wichtiger sind auch 
heute langlebige Fotografien des 

Stadtbilds, die den kommenden 
Generationen vom Leben heu-
te erzählen. Deshalb gehen die 
großformatigen Abzüge der Fo-
tografien in das Eigentum der 
Stadt über und werden nach 
dem Ende der Ausstellung im 
Stadtarchiv den zukünftigen Ge-
nerationen zur Verfügung ste-
hen. Eine kleine Ausstellung mit 
ersten Aufnahmen aus dem Pro-
jekt gibt einen Vorgeschmack 
und ist im Rathaus am Maxplatz 
im zweiten Stock zu besichtigen.

Bei der Finanzierung des Pro-
jektes können Sie mithelfen, in-

le ergibt sich gerade mal ein Ein-
sparpotential von jährlich ein 
bis zwei Klassen. Das Bamber-
ger Schulamt sprach sich denn 
auch vehement gegen die Um-
setzung der „Reform“ im Stadt-
gebiet Bamberg aus. Doch der 
Protest in den Reihen des Stadt-
rats hielt sich in Grenzen. Nur 
durch die GAL kam das The-
ma überhaupt auf die Tages-
ordnung des Senats für Bildung, 
Kultur und Sport.

Gut zum Fuß – gut zur Umwelt !

Bei uns erhalten Sie

Bundgaard (jetzt bis Gr. 41) + Va Bene +
Think + Ganter + Loint’s + Wesenjak +
Hartjes + Highlander + trippen u.v.m.

BA - JOSEPHSTR. 9 (Nähe Luitpoldstr.)
Mo – Fr  9.30 – 18.30 h   Sa  9.30 – 14 (16) h Tel 0951/201266
Bus   5 min Luitpold-Eck Bahnhof   5 min P   im Hof
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e u s e
w a s  S i e  i m  F T  n i c h t  l e s e n  k ö n n e n

Vor genau einem Jahr spra-
chen die Mitglieder des Kultur-
senats dem Leiter des Bamber-
ger Marionettentheaters, Klaus 
Loose, noch ihren „tief emp-
fundenen Dank“ für sein kul-
turelles Engagement aus. Doch 
das Ausscheiden des über 75-
Jährigen aus dem Theaterbe-
trieb führte jetzt nicht nur zu 
kleinlichen Meinungsverschie-
denheiten mit dem von ihm 
selbst bestimmten Nachfolger 
(der FT berichtete darüber), 
sondern warf auch ein ganz 
neues Licht auf das vermeint-
lich so „ehrenamtliche“ Enga-
gement des Theaterleiters.

Im Jahr 1996 beteuerte Loo-
se in einem Schreiben dem 
Stadtrat gegenüber: „Das The-
ater wird ehrenamtlich be-
trieben und wirft keinen Ge-
winn ab; im Gegenteil: es kann 
nur dadurch betrieben wer-
den, dass alle technischen und 
handwerklichen sowie künstle-
rischen Arbeiten von Freiwil-
ligen ohne jede Bezahlung ge-
leistet werden. Die Eintrittsgel-

der gehen für Sachkosten (zu 
denen nur Materialien usw., 
nicht etwa auch die Miete ge-
hören) und eine unbedeutende 
Abendgage für die im Abend-
dienst Tätigen auf. Ich kann 
das Theater nur halten, weil 
ich es privat aus meiner Pensi-
on als Kreisamtsrat a.D. finan-
ziere (…) Um das zu ermög-
lichen verzichte ich seit Jahr-
zehnten auf die fast jedem mo-
dernen Menschen selbstver-
ständlichen Annehmlichkeiten 
wie Auto oder große Reisen.“

Die Kultursenatsmitglieder 
waren gerührt und gingen des-
halb auch auf einen Vorschlag 
des Mannes ein, der sich gern 
als „Prinzipal“ seines Theaters 
feiern ließ: Er übertrug das Ei-
gentum an seinem Marionet-
tentheater (Puppen, Ausstat-
tung usw.) der Stadt. Im Ge-
genzug wurde ihm fortan die 
Miete für die Theaterräume im 
Staubschen Haus (das der städ-
tischen Krankenhausstiftung 
gehört) erstattet: 2005 waren 
das immerhin über 5000 Euro.

Doch ganz so weit scheint 
es mit der hingebungsvol-
len Selbstkasteiung des Her-
ren über die Marionetten wohl 
doch nicht gewesen zu sein, 
wie sich jetzt herausstellte. Im 
Jahr 2005 beispielsweise zahlte 
er sich selbst monatlich durch-
schnittlich 866 Euro aus den 
Eintrittseinnahmen aus, was er 
in seiner eigenen Buchführung 
als „Prinzipal-Gage“ betitelte. 
Ähnliches gilt auch für die Jah-
re zuvor.

Ob eine solche Gagenhöhe 
für Looses Leistung zu recht-
fertigen ist, mag man bestrei-
ten oder nicht – aber es stellt 
sich doch die Frage, ob sie 
noch viel mit dem von ihm so 
lauthals postulierten selbstlo-
sen Ehrenamt zu tun hat. Im 
Interesse des renommierten 
Marionettentheaters kann man 
nur hoffen, dass durch Looses 
Führungsstil kein dauerhafter 
Schaden entstanden ist und die 
Einrichtung sich bald auf eige-
nen Füßen stabilisiert.

Skandaaaal! Skandal um Loose …

i m p r e s s u m

Die Story ist eine echte Pro-
vinzposse, sie gehört in die Ab-
teilung „Klatsch und Tratsch“, 
sie ist zum schadenfreudigen 
Händereiben geeignet und lie-
fert Stoff für Treppenhaus-
gespräche à la „Ey, host scho 
g’hört?“… – Eine solche Sto-
ry müsste doch eigentlich groß 
und breit im FT stehen, oder? 
Tut sie aber nicht.

Die Hauptakteure der Sto-
ry sind zwei Bamberger Po-
litiker, der Bezirkstagspräsi-
dent und Bamberger Landrat 
Dr. Günther Denzler und sein 
Amtsvorgänger im Bezirkstag, 
der Bamberger Stadtrat Edgar 
Sitzmann, beide CSU. Für sei-
ne Verdienste um den Bezirk 
Oberfranken während seiner 

20-jährigen Amtstätigkeit soll-
te Sitzmann die Ehrenmedail-
le des Bezirks erhalten. Diesen 
Beschluss fasste der Bezirkstag 
einstimmig Anfang des Jahres 
2005.

Überreicht wird eine solche 
Medaille üblicherweise vom 
amtierenden Bezirkstagsprä-
sidenten, also Denzler. Doch 
von dem wollte Sitzmann die 
ehrenvollen Würden nicht in 
Empfang nehmen. Persönliche 
Animositäten zwischen den 
beiden Partei„freunden“ sind 
der auch öffentlich genann-
te Grund dafür. Denzler hin-
gegen wollte sich das Recht 
nicht nehmen lassen, diese Me-
daille zu übergeben. Briefe gin-
gen hin und her, bis die beiden 

Sturköpfe sogar Rechtsgutach-
ten anfertigen ließen – jeweils 
um die eigene Postion zu un-
termauern.

Bis zu einem Bericht auf der 
Bayernseite in der Süddeut-
sche Zeitung brachte es der 
oberfränkische Hahnenkampf 
– doch im FT kein Zeile da-
von. An der ganzen Politko-
mödie mag das vielleicht sogar 
die interessanteste Information 
sein – Raum für Interpretatio-
nen stehen allen FT- und †-
Lesern offen.

Seit dem Bezirkstagsbe-
schluss ist übrigens inzwischen 
mehr als ein Jahr vergangen – 
wegen Nichtannahme der Me-
daille hat Sitzmann deshalb sei-
ne Ehrung verwirkt.

Boulevardblättchen versäumt Provinzposse

Neu im Stadtrat: Kiki Laaser
Das Personalkarussell der GAL hat sich wieder einmal gedreht. Dr. Corne-
lia Waldmann-Selsam schied aus dem Stadtrat aus, um sich als Ärztin noch 
intensiver ihrem Engagement zur Aufklärung über die Gesundheitsgefah-
ren durch Mobilfunk zu widmen.

Als Nachrückerin macht nun Kiki Laaser die Riege der sechs Grünen im 
Stadtparlament komplett. Sie vertritt die GAL im Finanz- und Wirtschafts-
senat, im Verkehrs- und Umweltsenat und in der Frauenkommission.

Die gebürtige Bochumerin kam 1982 zum Studium der Geschichte und 
Politologie nach Bamberg. Während dieser Zeit war sie in der Hochschul-
politik und in der Studierendenvertretung der Universität aktiv, nebenbei 
jobbte sie in der Gaststätte Polarbär. Heute arbeitet die 43-Jährige in der 
Marketing-Abteilung einer Bank. Seit 2001 bis zur Mandatsübernahme war Kiki Laaser Vorstands-
mitglied der GAL und organisierte in dieser Funktion federführend die Besuche von Außenminister 
Joschka Fischer.

Neu im Vorstand: Lisa Badum
Den Vorstandsposten übernahm nun die 23-jährige Lisa Badum, die seit 
Oktober 2003 Politikwissenschaft in Bamberg studiert und deren politi-
scher Schwerpunkt Frauenrechtsfragen und Feminismus sind. Als studen-
tische Senatorin der Grünen Hochschulgruppe GHG initierte sie die Grün-
dung des Rats für Gender Mainstreaming an der Universität. Die gebürtige 
Forchheimerin ist seit einem Praktikum und der darauf folgenden Arbeit im 
Wahlkreisbüro von Ursula Sowa bei der GAL aktiv.

N a c h r i c h t e n   
a u s  d e r  G A L

Kiki Laaser

Das GAL-Büro am Unteren Kaulberg 22
ist für alle Bürger und Bürgerinnen zu folgenden Bürozeiten offen: Dienstag und Donnerstag 10-13 
Uhr und 17-19 Uhr. Telefon und Fax: 0951 - 50 900 60

Lisa Badum

Regelrecht basisdemokratisch 
gab sich Dr. Helmut Müller 
nach seiner Kür zum CSU-
Fraktionsvorsitzenden. Jedes 
Mitglied seiner Fraktion solle 
sich „entfalten“ können, so der 
neue Frontmann gegenüber 
der Lokalzeitung, und: „Es soll 
im Stadtrat nicht immer nur ei-
ner sprechen.“

Hört sich offen, liberal und 
großherzig an, oder? Doch 
es drängt sich der Verdacht 
auf, dass dahinter ganz prakti-
sche Überlegungen des neuen 
CSU-Chefs stecken. Die GAL-

StadträtInnen konnten sich je-
denfalls kaum an einen Rede-
beitrag erinnern, den Stadtrat 
Müller überhaupt in den letz-
ten Jahren bei Stadtratsdebat-
ten geäußert hätte. Und in den 
Senaten hatte Müller bis zu sei-
ner Wahl zum Fraktionsvorsit-
zenden weder einen Sprecher-
posten noch einen stellvertre-
tenden Sprecherposten inne – 
überhaupt war er in keinem 
einzigen Senat Mitglied, nur in 
zwei Ausschüssen (Sozialhilfe 
und Rechnungsprüfung).

Vielleicht hat Müller ja ge-

rade dieses Hinterbänkler-Da-
sein für den Vorsitz einer zer-
rütteten CSU-Fraktion prädes-
tiniert? Nach dem Motto: Wer 
nichts tut, macht auch keine 
Fehler – wer nichts sagt, sagt 
auch nichts falsches.

Jedenfalls darf man gespannt 
sein, mit welcher „Substanz“ 
Müller seine neuen Posten als 
Fraktions- und Kreisvorsitzen-
der der CSU ausfüllt, zumal er 
ja auch als Landtagsabgeord-
neter noch ein bisschen was zu 
tun haben dürfte – oder auch 
nicht?

Ein Hinterbänkler als Anchorman?

Neugierig auf die GAL-Fraktion?
Haben Sie/Hast du auch mal Interesse, die Arbeit der GAL-Stadtratsfraktion direkt mitzubekom-
men? Vorbereitung der Stadtratssitzungen – Diskussion der politischen Standpunkte - Strategische 
Vorgehensweise – Behandlung von Bürgeranfragen usw.
Wir laden alle an Kommunalpolitik interessierten Bürger und Bürgerinnen ein, zu einer unserer Frak-
tionssitzungen zu kommen, die immer am Montag Abend im Fraktionshaus (Grüner Markt 7) statt-
finden.
Für eine Terminabsprache wenden Sie sich /wende dich bitte an die Fraktionsgeschäftsführerin Syl-
via Schaible, Tel. 23777 oder fraktion@gal.bamberg.de.
Wir freuen uns.
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OB VON FOTOBLITZEN GESCHÄDIGT
SCHLIMME ALLERGISCHE REAKTIONENVoll daneben

Liebe Leser und 
Leserinnen, nut-
zen Sie auch regel-
mäßige die Infor-
mationsauswürfe 
unserer Lokalzei-
tung „Fränkischer 
Tag“? Wir von 

der †-Redaktion schon. Und 
wir haben es uns einfach nicht 
verkneifen können, unserem 
Frust und Ärger, aber auch un-
serem ungläubigen Staunen und 
schallenden Lachen bei so man-
cher täglichen FT-Lektüre mal 
Luft zu verschaffen. Deshalb 
genießen Sie diesmal auf unse-
rer letzten †-Seite eine Fränki-
scher-Tratsch-Persiflage (ohne An-
spruch auf Vollkommenheit). 
Wohl bekomm’s – und nix für 
ungut …

„Hallihallo“

Sylvia
Schaible
Redakteurin

     Tages-Barometer

Top Dass vor rund 400 
Jahren die Zeitung erfun-
den wurde, die sich im 
Lauf der Zeit zum wich-
tigsten Medium entwi-
ckelt hat und heute breite 
Bevölkerungsschichten 
zeitnah über wichtige 
Ereignisse informiert.

Flop Dass es 400 Jahre 
später den „neuen Fränki-
schen Tag“ gibt.

Bamberg – Oberbürgermeister 
Andreas Starke musste für diese 
Woche überraschend alle sein 
offiziellen Termine absagen. 

Grund ist eine Blitzlichtaller-
gie, die sich nach dem vergange-
nen Wochenende einstellte. Wie 
Dr. Lumen vom Staatlichen Ge-
sundheitsamt dem FT erklärte, 
war es aufgrund der zahlreichen 
FT-Fototermine am Wochenen-
de zu einem so genannten ana-
phylaktischen Schock gekom-
men, einer plötzlichen starken 
Körperabwehr gegen fotografi-
sche Kurzbelichtung der Haut. 
Eine solche allergische Reaktion 
führt zu juckenden, geschwolle-
nen und stark geröteten Pusteln 
und Quaddeln auf der Haut. In 
fortgeschrittenem Stadium, so 
die Auskunft des Dermatolo-
gen, kann es zu Abschuppun-
gen und sogar Haarverlust kom-
men. Wie aus dem Rathaus mit-
geteilt wurde, darf Starke sich ei-
ne Woche lang nur in abgedun-
kelten Räumen aufhalten und 
steht unter ständiger ärztlicher 
Aufsicht. 

Der Fränkische Tratsch wird 
selbstverständlich täglich über 
seinen aktuellen Zustand berich-
ten und während seiner Rekon-
valeszenzzeit in jeder FT-Ausga-
be mindestens fünf Archivbilder 
des Oberbürgermeisters abdru-
cken.

OB bekommt 
Blitzlichtallergie

Was meinen Sie dazu...

... dass das Eis im Sommer so 
schnell schmilzt?
Bamberg – Leckeres Speiseeis, 
aber hässliche Flecken auf der 
Hose. Diese leidige Erfahrung 
machen wir alle in den Som-
mermonaten. Der Fränkische 
Tratsch hat dazu eine bahnbre-
chende Umfrage gemacht.
Herbert Mackert, 37 Jahre, 
Journalist: Es ist ausgesprochen 
wichtig ist, die-
ses schwerwie-
gende Thema 
mal in die Zei-
tung zu brin-
gen. Es gibt 
da ja vielfälti-
ge Aspekte, die 
über verant-
wortungsvolle Medien mal the-
matisiert werden müssten. Zum 
Beispiel die Umweltbelastung 
durch häufiges Waschen von 
eisbefleckter Kleidung, oder die 
psychologischen Schäden für 
Kinder, oder erst der volkswirt-
schaftliche Schaden …
Petra Friedrich, 49 Jahre, 
Bauzeichnerin: 
Für mich hat 
das einen kla-
ren Grund: Es 
gibt zu wenig 
ver kaufsoffene 
Sonn tage in 
Bamberg. Wie 
sollen die Eisverkäufer denn 
ihr Eis unter die Leute bringen, 
wenn die Geschäfte am Sonn-
tag immer zu sind? Der Eis-
verkauf steigt ja sprunghaft an, 
wenn sonntags die Fußgänger-
zone voller Leute ist. Das hat 
eine wissenschaftliche Studie – 
ich glaube vom Stadtmarketing-
Verein – eindeutig bewiesen.
Dr. Gerd Rudel, 54 Jahre, Bil-
dungsreferent: 
Für mich ist das 
ganz klar ein 
Parkplatz-Pro-
blem. Es gibt 
einfach zu we-
nig gut gelege-
ne Parkplätze in 
Bamberg. Wenn wir nicht mehr 
Menschen – und das heißt ja 
auch Eis essende Kunden – in 
die Innenstadt holen, schmilzt 
noch mehr Eis! Das ist doch 
klar! Am besten wäre es des-
halb, in unmittelbarer Nähe je-
der Eisdiele eine Tiefgarage zu 
bauen, mit direktem sonnen-
geschützten Zugang zur Theke 
mit dem Eisverkauf.
Peter Zorn, 34 Jahre, Histori-
ker: Ich denke, man muss auf 
der politischen Ebene ansetzen. 
Ich setze gro-
ße Hoffnungen 
auf den neu-
en OB Andreas 
Starke. Das ist 
ein zupacken-
der Mann. Bei 
schmelzendem 
Eis muss man zwar mit dem 
Zupacken etwas vorsichtig sein 
– denn das kann klebrige Hän-
de geben – aber ich nehme an, 
Starke kann andere für sich ar-
beiten lassen. Ich werde seine 
Eis-Politik den Sommer über je-
denfalls aufmerksam verfolgen.

Die FT-Lokalredaktion macht 
zu dem heiklen Thema „Schmel-
zendes Eis“ eine Internet-Umfra-
ge. Schreiben Sie uns Ihre Mei-
nung unter:
www.schm.eis.ft.umfrage.de.

Herbert Ma-
ckert

Petra Friedrich

Dr. Gerd Rudel

Peter Zorn

VON ARTUR SCHÖNSCHREIB, FT

Ödfeld – Wer mit dem Gedan-
ken spielt, sein häusliches Glück 
in der Einöde zu finden, der 
wird – spätestens in einigen Jah-
ren – mit einem Haus in Ödfeld 
oder Draußenhausen gut bera-
ten sein. Dort warten mehre-
re leere Baugebiete, die Preise 
fallen, die Einwohnerzahl wird 
wohl noch weiter zurückgehen. 
„Für Einsamkeit können wir ga-
rantieren“, sagt deshalb der Bür-
germeister von Ödfeld, Werner 
Langweil, seines Zeichens auch 
Vorsitzender der Verwaltungs-
gemeinschaft Nixloshofen, aus 
vollster Überzeugung. Natur-
liebhaber kämen hier in abseh-
barer Zeit voll auf ihre Kosten: 
„Wir überlegen derzeit, ob und 
wann es gelingen könnte, Bären 

Ab vom Schuss leben und spottbillig bauen
IN ÖDFELD   Mitten im Jura, weit und breit kein Mensch, aber preiswertester Wohnraum

und Wölfe anzusiedeln.“ Bau-
grundstücke mit einer Größe 
zwischen 1000 und 2000 Qua-
dratmeter stehen in ausreichen-
der Zahl zur Verfügung. „Die 
Pläne für die Erschließung lie-
gen in der Schublade, wir 
könnten morgen da-
mit beginnen“, betont 
der Verwaltungschef. 
Zwar werde die Er-
schließung nicht ganz 
billig werden bei der ge-
ringen Zahl der zu erwar-
tenden Einwohner. Das werde 
aber durch die niedrigen Prei-
se wohl mehr als wettgemacht. 
„Wir liegen derzeit bei 10 Euro 
pro Quadratmeter und erwar-
ten, dass die Preise weiter fal-
len“, erläutert Seifert. Die Dörfer 
in der Verwaltungsgemeinschaft 

präsentieren sich als idealer Ort 
für Singles und Dinks („double 
income – no kids“), die das auch 
bleiben wollen. Die jetzt ein-
zügige Schule wird in absehba-
rer Zeit auslaufen, der Kinder-

garten ist schon geschlos-
sen. „Kindergeschrei 
braucht hier niemand 
mehr zu fürchten, die 
Leute können auf ab-
solute Ruhe bauen“, 

hebt der Bürgermeister 
einen unschätzbaren Vor-

teil hervor. Dass die Einwohner 
dafür etwas weiter fahren müs-
sen, um einzukaufen oder zum 
Arzt zu gehen, sieht Seifert nicht 
als Verlust an Lebensqualität. 
„Zahnarzt, Bank oder Läden – 
das finden unsere Bürger doch 
einfacher und besser in Bam-

berg.“ Und dass für solche Be-
sorgungen ein Auto unabding-
bar ist, weil schon seit Jahren 
keine Busse mehr fahren, hält 
er auch nicht für störend: „Un-
sere Bürger wollen Auto fahren 
– und hier können sie das auch 
noch weitgehend ungestört und 
ohne Stau!“

Wer also in dieser idyllischen 
Umgebung ein Häuschen bauen 
will, sollte sich baldmöglichst an 
die Verwaltungsgemeinschaft 
Nixloshofen wenden. Dort ver-
mittelt man gern den Kontakt 
zu den Grundstückseigentü-
mern und steht auch ansons-
ten mit Rat und Tat zur Seite – 
nach dem Motto: „Billiges Bau-
land in Ödfeld und drumherum 
– wo die Einsamkeit am schöns-
ten ist!“

Bamberg – Es ist kurz nach 8 
Uhr an einem Dienstag Mor-
gen. Oberbürgermeister Andre-
as Starke betritt sein Büro, in 
dem noch immer die Einrich-
tung seines Vorgängers steht 
(der FT berichtete). Starke setzt 
sich gezielt auf seinen Schreib-
tischstuhl, stützt beherzt die Ell-
bogen auf die Tischplatte und 
schaut wachsam in den hellen 
Raum mit den kurz nach seinem 
Amtsantritt frisch geweißelten 
Wänden (der FT berichtete).

Starke hat sich für seine Amts-
zeit viel vorgenommen (der 
FT berichtete) und geht mann-
haft ans Werk. Was genau die-
ses Werk am heutigen Tag sein 
wird, ist aus seinen Gesichts-

zügen noch nicht klar 
abzulesen, aber Ent-
schlusskraft und ein kla-
rer Blick sind seiner Mi-
mik stets zu entnehmen 
(der FT berichtete).

Mit der für  Starke ty-
pischen und fast schon 
legendären Geste – 
ein elegant schnappen-
der Handgriff in die 

Luft vor dem gegenüber sitzen-
den Gesprächspartner (genannt 
„Zangengriff“, der FT berichte-
te) – setzt er zum Handeln an. 
Da macht es nichts, dass er so 
früh am Tag noch gar kein Ge-
genüber auf der anderen Seite 
seines Schreibtisches hat – kon-
sequentes Training ist alles.

Entschlossen wählt Oberbür-
germeister Starke eine 11-stelli-
ge Nummer – ein Auswärtsge-
spräch also.

In der morgigen Folge unse-
rer beliebten FT-Serie berichten 
wir über die Mittagspause von 
Oberbürgermeister Starke, und 
am Tag darauf können Sie Star-
kes Gang von seinem OB-Büro 
bis zur Toilette miterleben.

Die ersten fünf Minuten 
SEINES Arbeitstags
FOLGE 386 der FT-Serie „OB Starke hautnah“

FT-Service – Ab heute präsen-
tiert die Fränkischer-Tratsch-
Redaktion einen besonderen 
Service für unsere politisch en-
gagierten lokalen Leser und Le-
serinnen: Die Polit-Corner.

Die Polit-Corner ist eine freie 
Zeitungsspalte für alle Leser, 
Gruppen und Vereine, deren 
Meinung oder Berichterstattung 
über politische Veranstaltungen 
nicht in unserer Zeitung abge-

druckt wurden, weil der Platz 
im neuen FT-Layout für große 
Bilder, andere wichtige Themen 
und natürlich Werbung benötigt 
wird. Hier können sie nun ihre 
Artikel oder Leserbriefe selbst 
einkleben und doch noch in der 
Zeitung lesen, seien die Themen 
nun Friedenspolitik, Mobilfunk 
oder Verkehrspolitik. Die Re-
daktion wünscht viel Spaß am 
Home-Newsdesk …

Polit-Corner am Home-Newsdesk

PLATZ FÜR DEN

HOME-NEWSDESK
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